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2.1 B Nr. 7 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In betriebswirtschaftlich notwendigen Fällen be-
steht die Möglichkeit bei der unteren Land-
schaftsbehörde einen Antrag auf Befreiung von 
dem Verbot des Grünlandumbruchs zu stellen. 
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2.1 B Nr. 7 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1 B Nr. 16, 22  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Siehe unter Punkt 2. 
 
Die von den Banken prognostizierte Wertminde-
rung von Flächen in Natur- und Landschafts-
schutzgebieten (NSG und LSG) bezieht sich 
immer auf das Bestehen zahlreicher und in die 
Arbeitsweise eingreifender Verbote. Da jedoch 
Verbote, wie z.B. das Düngeverbot, aus den 
Naturschutzgebieten herausgenommen sind, 
sind die Aussagen der Banken zu relativieren. 
Die Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen 
Nutzflächen in LSG ist abgesehen von dem 
Umbruchverbot des „nicht umbruchwürdigen 
Grünlandes“ nicht eingeschränkt. Nach herr-
schender Rechtsmeinung wird mit der Fest-
schreibung des Status quo der Grundstücksnut-
zung kein Entschädigungsanspruch ausgelöst. 
 
 
Die Neuanlage von Dränagen ist im Natur-
schutzgebiet verboten und nur über eine eventu-
elle Befreiung gem. § 69 Landschaftsgesetz 
NRW möglich. 
Es ist verboten, morphologische Gegebenheiten 
wie Böschungen, Senken, Täler etc. zu beseiti-
gen oder zu verändern. Eine Befreiung kann 
nicht in Aussicht gestellt werden. 
Auch außerhalb von Schutzgebieten dürfen nach 
dem Landschaftsgesetz die o.g. Strukturen nicht 
ohne weiteres beseitigt werden. 
 
 
 
Im Vorfeld der Offenlegung sind bereits Gesprä-
che vor Ort geführt worden, im Zuge derer die 
hofnahen Grünlandflächen südlich des Baches 
größtenteils wieder aus dem Naturschutzgebiet 
gestrichen wurden. 
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2.1 B Nr. 7 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
Siehe unter Punkt 2. 
 
 
 
 
Es sind, wie bereits erwähnt, Gespräche vor Ort 
geführt worden. Es wurde versucht auf die Indivi-
dualinteressen des Eigentümers einzugehen. 
Aus diesem Grund ist bereits ein Teil der Grün-
landflächen aus dem Naturschutzgebiet 
herausgenommen worden.  
 
Zur Zeit ist die Verwaltung bemüht, eine eigen-
tumsrechtlich zufriedenstellende Lösung zu fin-
den, über die ggf. in der Sitzung berichtet werden 
kann. 
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02 a 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1.35 
 
 
 
 
 
 
2.2.05 
2.2 D Nr. 8 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung bleibt bestehen. Heckenanpflan-
zungen bzw. Baumpflanzungen, die privates 
Eigentum in Anspruch nehmen, werden auf frei-
williger Basis in Abstimmung mit dem Eigentümer 
im Rahmen des Vertragsnaturschutzes realisiert. 
 
 
Für das entsprechend den Regeln des Bauge-
setzbuches “normale“ landwirtschaftlich privile-
gierte Bauen im Landschaftsschutzgebiet (LSG) 
gilt das generelle Bauverbot nicht. 
Bei baulichen Neuanlagen, die die Anlagengrö-
ßen oder maßgebenden Leistungsgrenzen der 4. 
Verordnung zum BImSchG erreichen bzw. über-
schreiten, erteilt die untere Landschaftsbehörde 
eine Ausnahme von dem Bauverbot, wenn sie 
nach Standort und Gestaltung der Landschaft 
angepasst werden und der jeweilige Schutzzweck 
und andere Darstellungen des Landschaftsplanes 
nicht entgegenstehen. Siehe unter 2.2 F2 im 
Landschaftsplantext. 
Bauliche Erweiterungen, die die maßgebenden 
Leistungsgrenzen oder Anlagengrößen nicht 
erreichen, gelten als nicht betroffene Tätigkeit im 
LSG, d.h. das Bauverbot gilt hier nicht. Siehe 
unter 2.2 D8 im Landschaftsplantext. 
 
Als von dem Bauverbot nicht betroffene Tätigkeit 
wird des Weiteren die Änderung der bisherigen 
Nutzung eines Gebäudes gewertet, wenn das 
Vorhaben den Darstellungen des Flächennut-
zungsplanes oder des Landschaftsplanes nicht  
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2.2 B Nr. 2 
2.2 F Nr. 1b 
 
 
 
 
 
2.2 B Nr. 11 
 
 
 
 
2.2 B Nr. 10 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.08 
4.21 
 
 

widerspricht, die natürliche Eigenart der Land-
schaft nicht beeinträchtigt wird oder die Entste-
hung einer Splittersiedlung nicht zu befürchten ist 
(§ 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB). Das Vorhaben muss 
außenbereichsverträglich sein. Wie bei allen 
Bauvorhaben im Außenbereich sind auch im 
Landschaftsschutzgebiet an erster Stelle die 
Vorgaben des Baurechts zu beachten. 
 
 
Die untere Landschaftsbehörde erteilt auf Antrag 
eine Ausnahme von den Verboten 2.2 B Nr. 2 für 
Maßnahmen, die den Schutzzweck nicht beein-
trächtigen. Hierzu ist eine Stellungnahme bzw. 
Genehmigung der Bauordnung erforderlich. 
 
 
Ausgenommen von dem Verbot ist die private 
Eigennutzung von Kleingewässern zu Angelzwe-
cken. 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Landschaftsökologische und wasserrechtliche 
Belange verbieten das Tränken von Tieren an 
fließenden Gewässern auch in und an Weideflä-
chen. Die Verbandssatzung der Wasser- und 
Bodenverbände verbietet es aus grundsätzlichen 
Erwägungen im Zusammenhang mit der Gewäs-
serunterhaltung. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
In geschützten Landschaftsbestandteilen und 
Naturschutzgebieten ist es verboten, Laub- in 
Nadelwald umzuwandeln. 
Die forstlichen Festsetzungen legen fest, dass bei 
Wiederaufforstung von Laubwaldflächen nur 
heimische und standortgerechte Baum- und 
Straucharten zu verwenden sind. 
Das bedeutet, dass dort, wo bereits Nadelholzbe-
stände vorhanden sind, diese auch zukünftig in 
Nadelholznutzung verbleiben können.  
Nach herrschender Rechtsmeinung wird durch 
die Festschreibung einer bisher ausgeübten Nut-
zung kein Entschädigungsanspruch ausgelöst. 
Die Festsetzung bleibt bestehen. 
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02 b 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1.42 
 
 
 
 
 
 
5.1.41 
 
 
 
 
2.2.05 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hecke ist auf der Südostseite des Weges 
geplant. Der Weg gehört der Gemeinde Nottuln. 
Vor Umsetzung der Maßnahme ist zu prüfen, wie 
breit die Wegeparzelle ist, und ob und wie eine 
Anpflanzung möglich ist. 
 
 
s.o. 
Ein Anspruch auf Entschädigung wird nicht gese-
hen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
S. unter Nr. 2a der vorherigen Seite. 
Die Hofstelle wird nicht aus dem Landschafts-
schutzgebiet genommen. 
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2.1.03 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Gemäß Runderlass (sog. Kopferlass) des Minis-
teriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz (MUNLV) zur 
Umsetzung der FFH-Richtlinie und Vogelschutz-
Richtlinie im Wald ist langfristig die Entwicklung 
bzw. Wiederherstellung der naturraumtypischen 
natürlichen Waldgesellschaften entsprechend der 
potentiellen natürlichen Vegetation anzustreben. 
Dabei ist eine Beimischung aus Baumarten zuge-
lassen, die nicht den natürlichen Waldgesell-
schaften angehören, soweit ihr Mischungsanteil 
20 % im Einzelbestand nicht überschreitet und 
die Beimischung einzelbaum- bis gruppenweise 
vorliegt. Für alle durch grundlegende Ziele und 
Grundsätze für die Umsetzung der FFH- und 
Vogelschutz-Richtlinie bedingten Einschränkun-
gen der Waldbewirtschaftung wird ein finanzieller 
Ausgleich auf der Grundlage und ergänzend zur 
„Vertragsvereinbarung über Naturschutz im 
Wald“ (sog. Warburger Vereinbarung) gewährt. 
 
In den FFH-Lebensräumen sind Kahlhiebe nicht 
zugelassen. Im o.g. Erlass werden Kahlhiebe 
definiert als alle innerhalb von 3 Jahren durchge-
führte flächenhafte Nutzungen auf mehr als 0,3 
ha zusammenhängender Waldfläche eines Wald-
besitzers.  
Der Kreis Coesfeld kann von dieser  vom Forst-
amt Münster und der LÖBF festgelegten Grö-
ßenordnung nicht abweichen. Der Forderung 
kann nicht gefolgt werden. 
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5.1.36 
 
 
 
 
 
 
2.1.08 
4.20 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung bleibt bestehen. Heckenanpflan-
zungen bzw. Baumpflanzungen, die privates 
Eigentum in Anspruch nehmen, werden auf frei-
williger Basis in Abstimmung mit dem Eigentümer 
im Rahmen des Vertragsnaturschutzes realisiert. 
 
 
Die Bestimmung der Baumarten bei Wiederauf-
forstung in Naturschutzgebieten und geschützten 
Landschaftsbestandteilen gilt ausschließlich für 
Laubwaldflächen. Nadelwald kann auch zukünftig 
Nadelwald bleiben.  
Die Verwendung heimischer und standortgerech-
ter Baum- und Straucharten schützt die Bestände 
weitgehend vor abiotischen Schäden und verrin-
gert somit die Anfälligkeit für biotische Schädlin-
ge. Heimische Bäume können einer Vielzahl von 
Tierarten, insbesondere den Insekten, ihre exis-
tentiellen Habitatansprüche bieten. 
Die forstliche Festsetzung bleibt daher bestehen. 
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2.2.05 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1.37 
 
 
 
 
 
 
5.1.38 
 
 
 
 
 
2.2.05 

 

 
 
Der Forderung wird nicht gefolgt. Für das ent-
sprechend den Regeln des Baugesetzbuches 
“normale“ landwirtschaftlich privilegierte Bauen 
im Landschaftsschutzgebiet (LSG) gilt das gene-
relle Bauverbot nicht. Sollte aufgrund des Struk-
turwandels eine heute noch landwirtschaftliche 
Hofstelle zukünftig nicht mehr landwirtschaftlich 
betrieben werden, so sind auch im LSG Entwick-
lungsmöglichkeiten vorhanden. Die Änderung der 
bisherigen Nutzung eines Gebäudes wird als 
nicht betroffene Tätigkeit gewertet, wenn das 
Vorhaben den Darstellungen des Flächennut-
zungsplanes oder des Landschaftsplanes nicht 
widerspricht, die natürliche Eigenart der Land-
schaft nicht beeinträchtigt wird oder die Entste-
hung einer Splittersiedlung nicht zu befürchten 
ist. Das Vorhaben muss außenbereichsverträg-
lich sein. Wie bei allen Bauvorhaben im Außen-
bereich sind auch im LSG an erster Stelle die 
Vorgaben des Baurechts zu beachten. 
 
 
Die Festsetzung bleibt bestehen. Heckenan-
pflanzungen bzw. Baumpflanzungen, die privates 
Eigentum in Anspruch nehmen, werden auf frei-
williger Basis in Abstimmung mit dem Eigentümer 
im Rahmen des Vertragsnaturschutzes realisiert. 
 
 
Siehe auch unter 5.1.37 
Die Umsetzung der Maßnahme würde so erfol-
gen, dass eine Zuwegung der Fläche natürlich 
auch weiterhin gegeben ist. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. Bestehende 
Dränsysteme können auch weiterhin unterhalten 
bzw. ersetzt werden. 
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2.2.08 
 
 
 
 

 
Der Geltungsbereich eines Landschaftsplanes 
erstreckt sich auf den baulichen Außenbereich im 
Sinne des Bauplanungsrechts. Die Abgrenzung 
des Landschaftsplanes zur Wohnbebauung ergibt 
sich daher aus den bestehenden bzw. sich in 
Aufstellung befindlichen Bebauungsplänen. 
 
 
Die Verwaltung kann nicht ausschließen, dass 
der Einwender irrtümlich die Begriffe Land-
schaftsplan und Landschaftsschutzgebiet (LSG) 
inhaltlich gleich gesetzt hat. Somit werden auch 
Anmerkungen zum LSG aufgeführt. 
 
 
Die Hof- und Eigentumsflächen befinden sich im 
Landschaftsschutzgebiet „Rorup“. Daraus lässt 
sich keine Wertminderung des Eigentums ablei-
ten, da es hier keine in die Arbeitsweise der 
Landwirte eingreifende Verbote gibt bzw. die 
ordnungsgemäße landwirtschaftliche und forst-
wirtschaftliche Bodennutzung als nicht betroffene 
Tätigkeit gilt. Die Bewirtschaftungsweise der 
landwirtschaftlichen Nutzflächen im LSG ist ab-
gesehen von dem „nicht umbruchwürdigen Grün-
land“ nicht eingeschränkt. 
 
Für das entsprechend den Regeln des Bauge-
setzbuches “normale“ landwirtschaftlich privile-
gierte Bauen im Landschaftsschutzgebiet (LSG) 
gilt das generelle Bauverbot nicht. 
Bei baulichen Neuanlagen, die die Anlagengrö-
ßen oder maßgebenden Leistungsgrenzen der 4. 
Verordnung zum BImSchG erreichen bzw. über-
schreiten, erteilt die untere Landschaftsbehörde 
eine Ausnahme von dem Bauverbot, wenn sie 
nach Standort und Gestaltung der Landschaft 
angepasst werden und der jeweilige Schutzzweck 
und andere Darstellungen des Landschaftsplanes 
nicht entgegenstehen. Siehe unter 2.2 F2 im 
Landschaftsplantext. 
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Bauliche Erweiterungen, die die maßgebenden 
Leistungsgrenzen oder Anlagengrößen nicht 
erreichen, gelten als nicht betroffene Tätigkeit im 
LSG, d.h. das Bauverbot gilt hier nicht. Siehe 
unter 2.2 D8 im Landschaftsplantext. 
 
Die o.g. Ausführungen lassen erkennen, dass die 
Lage einer Hofstelle im LSG bzw. innerhalb eines 
Landschaftsplangebietes die Zukunftsfähigkeit 
eines Betriebes nicht behindert oder einschränkt. 
Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
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2.1.01 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei Naturschutzgebieten gibt es keinen Ab-
standserlass oder ähnliches, d.h. bauliche 
Anlagen müssen keinen vorgegebenen Ab-
stand zum Naturschutzgebiet bewahren. 
 
Dem Antrag wird nicht gefolgt. 
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2.1.08 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die angesprochene Ackerfläche in der Gemar-
kung Darup Flur 7, Flurstück 66 tlw. wird aus dem 
Naturschutzgebiet 2.1.08 herausgenommen. 
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2.1. B Nr. 1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1. B Nr. 4 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1. B Nr. 9  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1. B Nr. 16 
 
 
 
 
 
 
 
2.1. B Nr. 2, 3, 
18 

 
Die Ackerfläche wird aus dem Naturschutzgebiet 
herausgenommen. 
Anmerkung: Unter 2.1 B Nr. 1 wird als Ausnahme 
aufgenommen, dass Viehunterstände errichtet 
werden dürfen, wenn diese in landschaftstypi-
scher Bauweise ausgeführt werden und bei der 
unteren Landschaftsbehörde angezeigt worden 
sind und diese nicht binnen eines Monats hierge-
gen Bedenken erhoben hat. 
 
Unter 2.1 B Nr. 4 wird der Hinweis aufgenommen, 
dass die Neuanlage von befestigten Holzlager-
plätzen und Forstwirtschaftswegen oder deren 
Überführung in eine höhere Ausbaustufe nur mit 
Zustimmung der unteren Forstbehörde und der 
unteren Landschaftsbehörde auf Antrag möglich 
ist. Dies betrifft nicht das Anlegen von Holzlager-
plätzen im Falle von forstlichen Kalamitäten. Das 
Anlegen von landwirtschaftlichen Wegen ist nur 
mit Zustimmung der unteren Landschaftsbehörde 
auf Antrag möglich.  
 
Die Ackerfläche wird aus dem Naturschutzgebiet 
herausgenommen. 
Anmerkung: Das Verbot Nr. 9 wird neu formuliert: 
Insbesondere ist es verboten: „im Rahmen der 
Erholungs- und Freizeitnutzung zu grillen und 
Feuer zu machen.“ 
 
Es gilt das Landesforstgesetz NRW, § 47. Im 
Wald darf in der Zeit vom 1. März bis 31. Oktober 
nicht geraucht werden. Dies gilt nicht für Waldbe-
sitzer und die Personen, die im Wald oder auf 
den angrenzenden Grundstücken beschäftigt 
sind. 
Die Ackerfläche wird aus dem Naturschutzgebiet 
herausgenommen. 
 
Die Ackerfläche wird aus dem Naturschutzgebiet 
herausgenommen.  
Anmerkung: Bestehende Drän- und Grabensys-
teme können unterhalten bzw. ersetzt werden. 
Bei einer geplanten Neuanlage von Dränagen 
oder Gräben ist ein Antrag auf Befreiung gem. § 
69 LG NRW zu stellen. 
 
Die Ackerfläche wird aus dem Naturschutzgebiet 
herausgenommen. 
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2.1 B Nr. 5, 10, 
2.1 B2 Nr. 1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4.07 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4 B Nr. 15 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4. B Nr. 7 
 
 
 
 
 
s. Seite 4 

 
Anmerkung: Unabhängig von einer Schutzge-
bietsausweisung ist die Anlage einer Weih-
nachtsbaumkultur nach § 6, Abs. 4, LG NRW 
von der unteren Landschaftsbehörde zu geneh-
migen. 
 
Die Ackerfläche wird aus dem Naturschutzgebiet 
genommen. 
Die Betretungsbefugnisse werden durch die 
Ausweisung als NSG auf einen eingeschränkten 
Personenkreis begrenzt. Zur Zeit ist das Betreten 
des Waldes zum Zwecke der Erholung nach dem 
Forstgesetz und nach dem Landschaftsgesetz 
das Betreten der privaten Wege und Pfade, der 
Wirtschaftswege sowie der Feldraine, Böschun-
gen, Öd- und Brachflächen für jedermann auf 
eigene Gefahr gestattet. 
 
Die Ausweisung der Grünlandfläche als LB er-
folgt u.a. aufgrund ihres ungewöhnlichen Reliefs, 
das sich in zahlreichen Geländekanten ausdrückt 
und der für das Münsterland seltenen Gelände-
neigung. Die Beschreibung der Fläche als struk-
turreich bezieht sich in diesem Fall mehr auf die 
Geländekanten und das bewegte Gelände als 
auf die Gehölze. 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Für den Bundesgerichtshof haben im allgemei-
nen Schutzgebietsfestsetzungen, die lediglich 
den bisherigen Status quo der Grundstücksnut-
zung festlegen, dem Eigentümer also keine bis-
her schon ausgeübte Nutzungsbefugnis wieder 
nehmen, keine enteignende Wirkung. In den 
Fällen, in denen lediglich eine potentielle Nut-
zungsmöglichkeit genommen wird, besteht kein 
Anspruch auf Entschädigung. Solche möglichen 
Nutzungen werden von der Eigentumsgarantie 
grundsätzlich nicht abgedeckt. 
Unabhängig von einer Schutzgebietsausweisung 
ist die Anlage einer Weihnachtsbaumkultur nach 
§ 6, Abs. 4, LG NRW von der unteren Land-
schaftsbehörde zu genehmigen. 
 
Die Erläuterung zu dem Verbot Nr. 7 wird geän-
dert. Es heißt nun: Viehunterstände dürfen 
errichtet werden, wenn diese in landschaftstypi-
scher Bauweise ausgeführt werden und bei der 
unteren Landschaftsbehörde angezeigt worden 
sind und diese nicht binnen eines Monats hier-
gegen Bedenken erhoben hat. 
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2.4.07 
 
 
 
 
 
2.4 Nr. 3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.06 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2 B Nr. 2, 3 
 
 
 
 
2.2 B Nr. 4 
 
 
2.2 B Nr. 12 
 

 
Die Befürchtungen sind nachvollziehbar aber rein 
hypothetisch und betreffen zukünftige eventuell 
eintretende Ereignisse, die die Landschaftspla-
nung zum jetzigen Zeitpunkt nicht berücksichti-
gen kann. 
 
Bestehende Dränsysteme können unterhalten 
bzw. ersetzt werden. Bei einer geplanten Neuan-
lage von Dränagen ist ein Antrag auf Befreiung 
gemäß § 69 LG NRW zu stellen. 
 
Im Text wird unter 2.4.07 B Verbote aufgenom-
men, dass die bisher genehmigungsfreie Sand-
entnahme für den eigenen Bedarf von dem Ver-
bot der Abgrabung ausgenommen ist. 
 
Unter 2.4 B Nr. 5 wird erläutert, dass Leitungs-
verlegungen in vorhandenen Leitungstrassen, die 
Hauswasserver- und –entsorgung sowie der 
Ersatz bzw. die Unterhaltung bestehender Drän-
systeme von dem Verbot Nr. 5 ausgenommen 
sind. 
 
Die Bedenken werden zur Kenntnis genommen. 
 
s. unter Seite 3 Betretungsbefugnisse 
 
Die Hoffläche befindet sich bereits seit 1972 im 
Landschaftsschutzgebiet Baumberge. 
 
Das privilegierte Bauen im Landschaftsschutzge-
biet gilt hinsichtlich des Bauverbotes als nicht 
betroffene Tätigkeit. Bei Vorhaben, die nach dem 
BImschG genehmigt werden, wird je nach Anla-
gengröße auf Antrag eine Ausnahme erteilt. 
Eine Erschwernis für das zukünftige landwirt-
schaftliche Bauen wird daher nicht gesehen. 
 
Für das Aufstellen von Verkaufsbuden und Wer-
beanlagen kann eine Ausnahme erteilt werden, 
wenn die Maßnahme den Schutzzweck nicht 
beeinträchtigt. 
 
Hauswasserver- und –entsorgungsleitungen 
dürfen errichtet oder geändert werden. 
 
Bestehende Dränsysteme können unterhalten 
bzw. ersetzt werden. Bei einer geplanten Neuan- 
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lage von Dränagen erteilt die untere Land-
schaftsbehörde eine Ausnahme von dem Verbot, 
wenn sie de ordnungsgemäßen landwirtschaftli-
chen Bodennutzung dient. 
 
Das Schlagen erkrankter Bäume ist nach wie vor 
möglich. 
 
 
Die von den Banken prognostizierte Wertminde-
rung von Flächen in Natur- und Landschafts-
schutzgebieten bezieht sich immer auf das Be-
stehen zahlreicher und in die Arbeitsweise ein-
greifender Verbote. Da jedoch die Bewirtschaf-
tung der landwirtschaftlichen Nutzflächen, bis auf 
das Umbruchverbot der Grünlandflächen, nicht 
eingeschränkt ist, wird nach herrschender 
Rechtsmeinung durch die Festschreibung einer 
bisher ausgeübten Nutzung kein Entschädi-
gungsanspruch ausgelöst. 
 
 
Den Bedenken wird zum Teil gefolgt. 
Die Ackerfläche in der Gemarkung Darup Flur 7, 
Flurstück 66 tlw. wird aus dem Naturschutzgebiet 
2.1.08 herausgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

 
 

 Brintrup, Josef  Seite 5 



Brintrup, Josef Seite 6

Anlage 



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

09 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.06 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Forderung wird nicht gefolgt. 
 
Die Lage einer Hofstelle im LSG behindert oder 
schränkt die Zukunftsfähigkeit eines Betriebes 
nicht ein. 
 
Für das entsprechend den Regeln des Bauge-
setzbuches “normale“ landwirtschaftlich privile-
gierte Bauen im Landschaftsschutzgebiet (LSG) 
gilt das generelle Bauverbot nicht. 
Bei baulichen Neuanlagen, die die Anlagengrö-
ßen oder maßgebenden Leistungsgrenzen der 4. 
Verordnung zum BImSchG erreichen bzw. über-
schreiten, erteilt die untere Landschaftsbehörde 
eine Ausnahme von dem Bauverbot, wenn sie 
nach Standort und Gestaltung der Landschaft 
angepasst werden und der jeweilige Schutzzweck 
und andere Darstellungen des Landschaftsplanes 
nicht entgegenstehen. Siehe unter 2.2 F2 im 
Landschaftsplantext. 
Bauliche Erweiterungen, die die maßgebenden 
Leistungsgrenzen oder Anlagengrößen nicht 
erreichen, gelten als nicht betroffene Tätigkeit im 
LSG, d.h. das Bauverbot gilt hier nicht. Siehe 
unter 2.2 D8 im Landschaftsplantext. 
 
Die ordnungsgemäße land- und forstwirtschaftli-
che Bodennutzung ist auch weiterhin im Land-
schaftsschutzgebiet möglich. 

 

 

 

 Brüning, Karl-Wilhelm Seite 23



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

10 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.14 
2.4 D Nr. 4 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Als nicht betroffene Tätigkeit gilt die ordnungs-
gemäße Nutzung der Hecken und die forstwirt-
schaftliche Nutzung von Bäumen, Baumgruppen 
oder Baumreihen. Die Nutzung der letztgenann-
ten ist mit der Maßgabe versehen, dass die unte-
re Landschaftsbehörde mindestens eine Woche 
vorher davon unterrichtet und für die genutzten 
Bäume Ersatz angepflanzt wird. Die Ersatzpflan-
zung hat in der, der Nutzung nächstfolgenden 
Pflanzperiode mit heimischen Gehölzen zu erfol-
gen. 
 
Die Unterhaltung der Gräben ist auch weiterhin 
erlaubt. Die Landwehr darf nicht beschädigt oder 
beeinträchtigt werden. 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 Büssing, Agathe u. Hermann Seite 24 



Büssing, Agathe u. Hermann  Seite 2

Anlage 



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

11 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1.47 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Heckenanpflanzungen bzw. Baumpflanzungen, 
die privates Eigentum in Anspruch nehmen, wer-
den auf freiwilliger Basis in Abstimmung mit dem 
Eigentümer im Rahmen des Vertragsnaturschut-
zes realisiert. 
Da es sich wie oben erwähnt ausschließlich um 
eine freiwillige Maßnahme handelt, bleibt die 
Festsetzung bestehen.  
Bei eventueller Umsetzung der Maßnahme sind 
Details und genaue Ausführung der Pflanzung 
festzulegen. Es wäre auch möglich, statt der 
Hecke eine Baumreihe zu pflanzen. 
 
 
 
 
 

 
 

 Drerup, Heinrich  Seite 26 



 

 Drerup, Heinrich  Seite 2

Anlage 



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

12 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.08 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das angesprochene Grünland in der Gemarkung 
Nottuln, Flur 74, Flurstück 61 tlw. wird aus dem 
Naturschutzgebiet 2.1.08 herausgenommen. 
 
 
 
 
 

 
 

 Frye, Bruno  Seite 28



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

13 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1.53 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung bleibt bestehen. Heckenanpflan-
zungen bzw. Baumpflanzungen, die privates 
Eigentum in Anspruch nehmen, werden auf frei-
williger Basis in Abstimmung mit dem Eigentümer 
im Rahmen des Vertragsnaturschutzes realisiert. 
 
 
Siehe auch lfd. Nr. 22 (Herr Mester). 
 
 
 
 

 
 

 Gehrmann, Ewald Seite 29



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

14 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1.41 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung bleibt bestehen. Heckenanpflan-
zungen bzw. Baumpflanzungen, die privates 
Eigentum in Anspruch nehmen, werden auf frei-
williger Basis in Abstimmung mit dem Eigentümer 
im Rahmen des Vertragsnaturschutzes realisiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 Gerding, Leo u. Elisabeth Seite 30



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

15 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.07 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für die Auffüllung der Fläche ist im Zuge der 
Herrichtung eine Befreiung bei der unteren 
Landschaftsbehörde zu beantragen. 
 
 

 
 

 Gövert, Jürgen Seite 1 



 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Dem Antrag wird nicht entsprochen. 
„Zweck der Unterschutzstellung ist die Erhal-
tung des Landschaftsbildes. Dabei ist eine 
Gesamtbetrachtung anzustellen: Da Land-
schaftsschutz Flächenschutz ist, ist nicht ent-
scheidend, dass jedes einzelne Grundstück 
des Schutzgebietes auch selbst die Qualitäts-
anforderung erfüllt. Landschaftsschutzgebiete 
bilden vielmehr optisch eine Einheit; in einer 
flächenmäßig zu schützenden Landschaft 
befinden sich in der Regel immer Grundstücke, 
die für sich betrachtet nicht schutzwürdig sind. 
Bei dieser Sachlage würde es dem Sinn des 
Flächenschutzes widersprechen, diese vom 
Schutz auszunehmen. ...“ aus A. Schink Na-
turschutz- und Landschaftspflegerecht NRW, 
1989, S. 357. 
 
Hinweis: Die Ackerfläche befindet sich darüber 
hinaus seit 1972 im bestehenden Landschafts-
schutzgebiet Baumberge! 
 
 
 
 

 
 

 Gövert, Jürgen Seite 2



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

16 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.01 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem Antrag wird nicht entsprochen. 
 
Bei Naturschutzgebieten gibt es keinen Ab-
standserlass oder ähnliches, d.h. bauliche Anla-
gen müssen keinen vorgegebenen Abstand zum 
Naturschutzgebiet bewahren. 
 
Bei Vorhaben nach dem BImschG beziehen sich 
die vorgegebenen Abstände auf das Vorhanden-
sein schutzwürdiger und empfindlicher Biotope 
unabhängig davon, ob es sich um ein rechtskräf-
tiges Schutzgebiet handelt oder nicht. 
 
 
 
 
 
 

 
 

 Hermeling, Hubert Seite 33



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

17 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die von den Banken prognostizierte Wertminde-
rung von Flächen in Natur- und Landschafts-
schutzgebieten (NSG und LSG) bezieht sich 
immer auf das Bestehen zahlreicher und in die 
Arbeitsweise eingreifender Verbote. Da jedoch 
Verbote, wie z.B. das Düngeverbot, aus den 
Naturschutzgebieten herausgenommen sind, sind 
die Aussagen der Banken zu relativieren. Die 
Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen in LSG ist abgesehen von dem Umbruch-
verbot des „nicht umbruchwürdigen Grünlandes“ 
nicht eingeschränkt. Nach herrschender Rechts-
meinung wird mit der Festschreibung des Status 
quo der Grundstücksnutzung kein Entschädi-
gungsanspruch ausgelöst. 
 

 
 

 Herzog von Croy Seite 34 



 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4.17 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die 1,36 ha große Ackerfläche wird aus dem 
geschützten Landschaftsbestandteil (LB) he-
rausgenommen. Die 1 ha große Grünlandfläche 
(Flurstück 46 tlw.) bleibt Bestandteil des LB´s, da 
sie als nicht umbruchwürdiges Grünland von der 
Bezirksstelle für Agrarstruktur und von der LÖBF 
(Landesanstalt für Ökologie, Bodenordnung und 
Forsten) als vegetationskundlich bedeutsames 
Grünland kartiert wurde. 
Die 0,5160 ha große Fläche (Flurstück 46 tlw.) 
wird aus dem geschützten Landschaftsbestand-
teil herausgenommen, da es sich um eine aufge-
füllte Fläche handelt. 
Die 1 ha große Grünlandfläche des Flurstücks 37 
tlw. wird aufgrund der intensiven Beweidung aus 
dem LB herausgenommen. 
 

 
 

 Herzog von Croy Seite 35 



 

 

 
2.2.09 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.2.1.06 
 

 
„Zweck der Unterschutzstellung ist die Erhaltung 
des Landschaftsbildes. Dabei ist eine Gesamt-
betrachtung anzustellen: Da Landschaftsschutz 
Flächenschutz ist, ist nicht entscheidend, dass 
jedes einzelne Grundstück des Schutzgebietes 
auch selbst die Qualitätsanforderung erfüllt. 
Landschaftsschutzgebiete bilden vielmehr op-
tisch eine Einheit; in einer flächenmäßig zu 
schützenden Landschaft befinden sich in der 
Regel immer Grundstücke, die für sich betrach-
tet nicht schutzwürdig sind. Bei dieser Sachlage 
würde es dem Sinn des Flächenschutzes wider-
sprechen, diese vom Schutz auszunehmen. ... 
Aus ästhetischen Gründen unter Landschafts-
schutz gestellt werden können dabei nicht nur 
unberührte, im ursprünglichen Zustand erhaltene 
Landschaften, sondern auch reizvolle, durch 
Menschenhand geschaffene oder veränderte 
Kulturlandschaften, und zwar auch, soweit sie 
von unterschiedlicher Prägung sind ....“ aus A. 
Schink: Naturschutz- und Landschaftspflegerecht 
NRW, 1989, S. 357. 
 
Dem Antrag wird nicht gefolgt, da keine konkrete 
Planung vorliegt. 
 
 
Entwicklungsziele geben Auskunft über das 
Schwergewicht der im Plangebiet zu erfüllenden 
Aufgaben und beziehen sich auf die Land-
schaftsentwicklung eines Raumes. Sie haben 
eine behördeninterne Verbindlichkeitswirkung 
und sollen in die Abwägung bei fach- und bau-
leitplanerischen Entscheidungen eingestellt wer-
den. Sie sind von Bedeutung v.a. für die detail-
lierten landschaftsplanerischen Festsetzungen 
nach §§ 19-21 LG NRW (Schutzgebiete) und § 
26 LG NRW (Pflege-, Entwicklungs- und Er-
schließungsmaßnahmen). Für die angegebenen 
Flurstücke sind in der Festsetzungskarte keine   
nach § 26 LG NRW festgesetzte Maßnahmen 
(Anpflanzung von Hecken oder Baumreihen) 
vorgesehen. 
 
Dem Antrag wird daher nicht gefolgt. 
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2.2.09 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Beschlussfassung unter Punkt 2. Seite 3 
2.2.09 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Seite 1 
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Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 Herzog von Croy Seite 38 



 Herzog von Croy Seite 6 



 Herzog von Croy Seite 7 
 



 
 Herzog von Croy Seite 8



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

18 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.06 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 Holtgräve, Paul  Seite 42



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

19 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1.51 
5.1.53 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bäume stellen ein wichtiges Gestaltungselement 
in der Landschaft dar. Die Festsetzung von 
Baumreihen erfolgt überwiegend aus gestalteri-
schen Gründen zur Gliederung und Belebung des 
Landschaftsbildes. 
 
Die Festsetzung bleibt bestehen. Heckenanpflan-
zungen bzw. Baumpflanzungen, die privates 
Eigentum in Anspruch nehmen, werden auf frei-
williger Basis in Abstimmung mit dem Eigentümer 
im Rahmen des Vertragsnaturschutzes realisiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 König, Hubert  Seite 43



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

20 a 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1.52 
5.1.75 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzungen bleiben bestehen. Heckenan-
pflanzungen bzw. Baumpflanzungen, die privates 
Eigentum in Anspruch nehmen, werden auf frei-
williger Basis in Abstimmung mit dem Eigentümer 
im Rahmen des Vertragsnaturschutzes realisiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 Kummann, Norbert 02.12.2003 Seite 44



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

20 b 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.06 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist das Naturschutzgebiet (NSG) in seiner 
Gesamtheit zu betrachten und zu charakterisie-
ren. 
Der Schutzzweck wird somit nicht für jeden ein-
zelnen Teilbereich neu definiert, sondern bezieht 
sich auf das gesamte Gebiet. Für das NSG “Kes-
tenbusch“ liegen, wie in den textlichen Darstel-
lungen ausgeführt, sowohl ökologische und na-
turwissenschaftliche, naturkundliche, naturge-
schichtliche als auch ästhetische Schutzgründe 
vor. 
 
 
 
 

 
 

 Kummann, Norbert 19.12.2003 Seite 45 



 
 

 

 
 
 
 
2.1.06 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Es ist darauf hinzuweisen, dass es nach 
SCHINK, A., Naturschutz und Landschaftspfle-
gerecht NRW, 1989, S.349, für die Festsetzung 
eines NSG’s ausreicht, wenn einer der in §20 S.1 
LG NRW genannten Schutzgründe gegeben ist. 
Eine Kumulierung der Schutzvoraussetzungen 
verlangt das Gesetz nicht, diese stehen vielmehr 
gleichwertig nebeneinander. 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
 
Die Aufnahme der südwestlichen Festsetzung 
des Bachverlaufs in das Naturschutzgebiet „Kes-
tenbusch“ ist eine logische Konsequenz und 
drängt sich bereits bei der Beachtung der Deut-
schen Grundkarte auf und erhärtet sich bei der 
Begehrung vor Ort. Es handelt sich hier um einen 
recht natürlichen Bachverlauf mit einer durchge-
henden geschlossenen Ufergehölzvegetation 
und zum Teil ausgeprägten Böschungskanten. 
 
Die Einbeziehung eines 10 m breiten Saumes 
östlich und westlich des Baches ist als Puffer-
streifen für das Gewässer vorgesehen. 
Die feuchte Fläche im Westen des Naturschutz-
gebietes südlich des Baches und nördlich des 
K12 ist im Frühjahr mit Sumpfdotterblumen be-
standen. 
 
Die Festsetzung als Naturschutzgebiet ist daher 
aus Gründen des Biotop- und Artenschutzes 
bzw. zur Erhaltung von Lebensgemeinschaften 
und Biotopen erfolgt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 Kummann, Norbert 19.12.2003 Seite 46 



 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Das Vorhandensein eines Uferstreifens ist be-
grüßenswert und dem Gewässer zuträglich, 
macht aber die Ausweisung als Naturschutzge-
biet nicht überflüssig, da es wie bereits oben 
erwähnt, um weitere naturschutzfachliche As-
pekte wie den Biotopverbund geht. 
 
 
Landwirtschaftliche Bewirtschaftungseinschrän-
kungen, bis auf das Verbot des Grünlandum-
bruchs, gibt es für Acker- und Grünlandflächen 
im Naturschutzgebiet nicht. Im vorliegenden Fall 
handelt es sich um ca. 10 m breite Saumstreifen 
östlich und westlich des Baches bzw. im süd-
lichsten Zipfel um eine 30 m schmale Nutzfläche. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 Kummann, Norbert 19.12.2003 Seite 3



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

21 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.04 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem Vorschlag wird nicht entsprochen. 
„Zweck der Unterschutzstellung ist die Erhaltung 
des Landschaftsbildes. Dabei ist eine Gesamtbe-
trachtung anzustellen: Da Landschaftsschutz 
Flächenschutz ist, ist nicht entscheidend, dass 
jedes einzelne Grundstück des Schutzgebietes 
auch selbst die Qualitätsanforderung erfüllt. 
Landschaftsschutzgebiete bilden vielmehr op-
tisch eine Einheit; in einer flächenmäßig zu 
schützenden Landschaft befinden sich in der 
Regel immer Grundstücke, die für sich betrachtet 
nicht schutzwürdig sind. Bei dieser Sachlage 
würde es dem Sinn des Flächenschutzes wider-
sprechen, diese vom Schutz auszunehmen. ...“ 
aus Schink, A., Naturschutz- und Landschafts-
pflegerecht NRW, 1989, S. 357. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Unter 2.2. F Nr. 1a ist im Text festgesetzt, dass 
die untere Landschaftsbehörde auf Antrag eine 
Ausnahme für die Neuanlage von Dränagen 
erteilt, wenn sie der ordnungsgemäßen landwirt-
schaftlichen Bodennutzung dienen.  
 
 
 

 
 

 Maas, Franz-Josef  Seite 48

Anmerkung der Verwaltung: 
Das Protokoll ist von Herrn Christof Timmer, 
Holsterbrink 6, 48249 Dülmen, mit unterzeich-
net worden. 



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

22 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1.53 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung bleibt bestehen. Heckenanpflan-
zungen bzw. Baumpflanzungen, die privates 
Eigentum in Anspruch nehmen, werden auf frei-
williger Basis in Abstimmung mit dem Eigentümer 
im Rahmen des Vertragsnaturschutzes realisiert. 
 
Siehe auch lfd. Nr. 13 (Herr Gehrmann). 
 
 
 
 
 
 

 
 

 Mester, Theodor Seite 49



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

23 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.03 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bedenken werden zur Kenntnis genommen.  
Wenn es sich um eine Ackergrasfläche handelt, 
so kann sie auch zukünftig als Acker genutzt 
werden.  
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Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

24 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.04 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„Zweck der Unterschutzstellung ist die Erhaltung 
des Landschaftsbildes. Dabei ist eine Gesamtbe-
trachtung anzustellen: Da Landschaftsschutz 
Flächenschutz ist, ist nicht entscheidend, dass 
jedes einzelne Grundstück des Schutzgebietes 
auch selbst die Qualitätsanforderung erfüllt. 
Landschaftsschutzgebiete bilden vielmehr optisch 
eine Einheit; in einer flächenmäßig zu schützen-
den Landschaft befinden sich in der Regel immer 
Grundstücke, die für sich betrachtet nicht schutz-
würdig sind. Bei dieser Sachlage würde es dem 
Sinn des Flächenschutzes widersprechen, diese 
vom Schutz auszunehmen. ...“ aus Schink, A., 
Naturschutz- und Landschaftspflegerecht NRW, 
1989, S. 357. 
 
Schutzgebietsausweisungen kann nur der Land-
schaftsplan vornehmen und festsetzen. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 Mönking, Otto   Seite 51



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

25 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.06 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das ist nicht korrekt. 
Bereits zur 1. Arbeitsgruppensitzung im No-
vember 2002 wurde von der Verwaltung eine 
Karte mit den Suchräumen für die Ausweisung 
von Naturschutzgebieten vorgelegt, in der der 
angesprochene südwestliche Bachverlauf 
bereits enthalten war. Die Aufnahme der süd-
westlichen Festsetzung des Bachverlaufs in 
das Naturschutzgebiet „ Kestenbusch“ ist eine 
logische Konsequenz und drängt sich bereits 
bei der Beachtung der Deutschen Grundkarte 
auf und erhärtet sich bei der Begehung vor 
Ort. Es handelt sich hier um einen recht natur-
nahen Bachverlauf mit einer durchgehenden 
geschlossenen Ufergehölzvegetation und zum 
Teil ausgeprägten Böschungskanten. 

 
 

 Pankoke, Ernst-Josef Seite 52 



 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Die Einbeziehung eines 10 m breiten Saumes 
östlich und westlich des Baches ist als Puffer-
streifen für das Gewässer vorgesehen. 
Die Fläche im Westen des Naturschutzgebietes 
südlich des Baches und nördlich des K12 ist im 
Frühjahr mit Sumpfdotterblumen bestanden. 
Die Festsetzung als Naturschutzgebiet ist daher 
aus Gründen des Biotop- und Artenschutzes 
bzw. zur Erhaltung von Lebensgemeinschaften 
oder Biotopen bestimmter wildlebender Tier- und 
Pflanzenarten vorgenommen worden. Da der 
südwestliche Bachverlauf im ökologisch-
räumlichen Kontext zum unteren Bachverlauf 
steht, ist die Einbeziehung in das Naturschutzge-
biet auch aus Gründen des Biotopverbundes 
notwendig. 
Das Vorhandensein eines Uferstreifens ist be-
grüßenswert und dem Gewässer zuträglich, lässt 
die Ausweisung als Naturschutzgebiet aber nicht 
zwecklos erscheinen, da es, wie bereits oben 
erwähnt, in weitere naturschutzfachliche Aspekte 
wie den Biotopverbund geht. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Landwirtschaftliche Bewirtschaftungseinschrän-
kungen, bis auf das Verbot des Grünlandum-
bruchs, gibt es für Acker- und Grünlandflächen 
im Naturschutzgebiet nicht. Im vorliegenden Fall 
handelt es sich um ca. 10 m breite Saumstreifen 
östlich und westlich des Baches bzw. im süd-
lichsten Zipfel um eine 30 m schmale Nutzfläche. 

 
 

 Pankoke, Ernst-Josef Seite 53 



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

26 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.04 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Bestehende Dränsysteme können unterhalten 
bzw. ersetzt werden. 
 
Unter 2.2. F Nr. 1a ist im Text festgesetzt, dass 
die untere Landschaftsbehörde auf Antrag eine 
Ausnahme für die Neuanlage von Dränagen 
erteilt, wenn sie der ordnungsgemäßen landwirt-
schaftlichen Bodennutzung dienen. 
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 Rawert-Messing, Michael Seite 2



 
 



 
Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

28 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hecke wird als Festsetzung, mit der Festset-
zungsnummer 5.1.84, in den Landschaftsplan 
aufgenommen, sofern dadurch Interessen von 
Anliegern nicht beeinträchtigt werden. 
Die Umsetzung der Pflanzmaßnahme im Rah-
men des Vertragsnaturschutzes ist möglich, 
wenn die Fördervoraussetzungen erfüllt werden. 
Dies ist zu gegebener Zeit zu prüfen. 
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2.2.09 und 
2.2.10 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Ausdehnung der Landschaftsschutzgebiete 
ist derzeitig nicht vorgesehen und würde ein 
neues Offenlegungsverfahren erfordern. 
 
Bei dem 1. Änderungsverfahren des Landschafts-
planes „Rorup“ wird die Abgrenzung der Land-
schaftsschutzgebiete erneut überprüft und ggf. 
erweitert. 
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Die Bezirksstelle für Agrarstruktur in Münster hat 
die Kartierung des nicht umbruchwürdigen Grün-
lands vorgenommen, deren Ergebnis in den 
Landschaftsplan aufgenommen wurde. Laut 
Definition handelt es sich bei den so bezeichne-
ten Flächen um Grünland, welches bei einer 
Bewirtschaftung nach „guter fachlicher Praxis“ 
eine nachhaltige Ackernutzung kaum zulässt.  
Nachfolgende Kriterien führen zu der o.g. Einstu-
fung von Flächen in die Nutzungseignungsgrup-
pe „Nicht umbruchwürdiges Grünland“: 
-anhaltende Oberbodenvernässung als Folge 
hoher Grundwasserstände, 
-anhaltende Oberbodenvernässung aufgrund  
sehr starker Staunässe, 
-auf kurzer Strecke wechselnde Geländehöhen, 
-hochwassergefährdete Lagen, 
-erosionsgefährdete Hanglagen, 
-flachgründige Böden mit hohem Steinanteil bis 
in den Bereich der Krume, 
-relativ kleine Fläche mit hohem Schattendruck, 
-Flächen mit unzureichender Wegerschließung. 
 
Da gerade der vorletzte Punkt für die zur Diskus-
sion stehende Fläche zutrifft, und die Fläche vom 
Eigentümer selber als Fläche mit einem ungüns-
tigen Zuschnitt beurteilt wird, wird eine nochmali-
ge Überprüfung des Kartierergebnisses als nicht 
notwendig erachtet. 
 
Die Festsetzung bleibt bestehen. 
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2.2.04 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
„Zweck der Unterschutzstellung ist die Erhaltung 
des Landschaftsbildes. Dabei ist eine Gesamtbe-
trachtung anzustellen: Da Landschaftsschutz 
Flächenschutz ist, ist nicht entscheidend, dass 
jedes einzelne Grundstück des Schutzgebietes 
auch selbst die Qualitätsanforderung erfüllt. 
Landschaftsschutzgebiete bilden vielmehr optisch 
eine Einheit; in einer flächenmäßig zu schützen-
den Landschaft befinden sich in der Regel immer 
Grundstücke, die für sich betrachtet nicht schutz-
würdig sind. Bei dieser Sachlage würde es dem 
Sinn des Flächenschutzes widersprechen, diese 
vom Schutz auszunehmen. 
Aus ästhetischen Gründen unter Landschafts-
schutz gestellt werden können dabei nicht nur 
unberührte, im ursprünglichen Zustand erhaltene 
Landschaften, sondern auch reizvolle, durch 
Menschenhand geschaffene oder veränderte 
Kulturlandschaften, und zwar auch, soweit sie 
von unterschiedlicher Prägung sind ...“ aus 
Schink, A., Naturschutz- und Landschaftspfle-
gerecht NRW, 1989, S. 357. 
 
 
Allein die Lage einer Fläche in einem Land-
schaftsschutzgebiet führt nicht zu erhöhten Aus-
gleichsforderungen im Zuge der Eingriffsrege-
lung. 
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5.1.38 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung bleibt bestehen. Heckenanpflan-
zungen bzw. Baumpflanzungen, die privates 
Eigentum in Anspruch nehmen, werden auf frei-
williger Basis in Abstimmung mit dem Eigentümer 
im Rahmen des Vertragsnaturschutzes realisiert. 
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2.2.08 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hof- und Eigentumsflächen befinden sich im 
Landschaftsschutzgebiet (LSG) „Rorup“. Daraus 
lässt sich keine Wertminderung des Eigentums 
ableiten, da es hier keine in die Arbeitsweise der 
Landwirte eingreifende Verbote gibt bzw. die 
ordnungsgemäße landwirtschaftliche und forst-
wirtschaftliche Bodennutzung als nicht betroffene 
Tätigkeit gilt. Die Bewirtschaftungsweise der 
landwirtschaftlichen Nutzflächen im LSG ist ab-
gesehen von dem „nicht umbruchwürdigen Grün-
land“ nicht eingeschränkt. 
 
 
Für das entsprechend den Regeln des Bauge-
setzbuches “normale“ landwirtschaftlich privile-
gierte Bauen im Landschaftsschutzgebiet (LSG) 
gilt das generelle Bauverbot nicht. 
Bei baulichen Neuanlagen, die die Anlagengrö-
ßen oder maßgebenden Leistungsgrenzen der 4. 
Verordnung zum BImSchG erreichen bzw. über-
schreiten, erteilt die untere Landschaftsbehörde 
eine Ausnahme von dem Bauverbot, wenn sie 
nach Standort und Gestaltung der Landschaft 
angepasst werden und der jeweilige Schutzzweck 
und andere Darstellungen des Landschaftsplanes 
nicht entgegenstehen. Siehe unter 2.2 F2 im 
Landschaftsplantext. 
Bauliche Erweiterungen, die die maßgebenden 
Leistungsgrenzen oder Anlagengrößen nicht 
erreichen, gelten als nicht betroffene Tätigkeit im 
LSG, d.h. das Bauverbot gilt hier nicht. Siehe 
unter 2.2 D8 im Landschaftsplantext. 
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Die o.g. Ausführungen lassen erkennen, dass die 
Lage einer Hofstelle im LSG bzw. innerhalb eines 
Landschaftsplangebietes die Zukunftsfähigkeit 
eines Betriebes nicht behindert oder einschränkt. 
 
Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
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2.4.10 
4.25 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
In geschützten Landschaftsbestandteilen und 
Naturschutzgebieten ist es verboten, Laub- in 
Nadelwald umzuwandeln. 
Die forstlichen Festsetzungen legen fest, dass bei 
Wiederaufforstung von Laubwaldflächen nur 
heimische und standortgerechte Baum- und 
Straucharten zu verwenden sind. 
Das bedeutet, dass dort, wo bereits Nadelholzbe-
stände vorhanden sind, diese auch zukünftig in 
Nadelholznutzung verbleiben können.  
Nach herrschender Rechtsmeinung wird durch 
die Festschreibung einer bisher ausgeübten Nut-
zung kein Entschädigungsanspruch ausgelöst. 
Die Festsetzung bleibt bestehen. 
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2.2.07 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.09 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Das Landschaftsschutzgebiet Stockum/Horst 
(2.2.07) ist ein Teil des bestehenden Land-
schaftsschutzgebietes Baumberge, welches seit 
1972 rechtskräftig ist, d.h. die Hofstelle und eini-
ge der Eigentumsflächen befinden sich bereits 
seit fast 32 Jahren im Landschaftsschutzgebiet. 
 
 
Bei dem Landschaftsschutzgebiet „Limbergen/ 
Karthaus (2.2.09) handelt es sich um eine Neu-
ausweisung. 
 
Aus der Lage landwirtschaftlicher Nutzflächen in 
einem Landschaftsschutzgebiet (LSG) lässt sich 
keine Wertminderung des Eigentums ableiten, da 
es hier keine in die Arbeitsweise der Landwirte 
eingreifende Verbote gibt bzw. die ordnungsge-
mäße landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche 
Bodennutzung als nicht betroffene Tätigkeit gilt. 
Die Bewirtschaftungsweise der landwirtschaftli-
chen Nutzflächen im LSG ist abgesehen von 
dem „nicht umbruchwürdigen Grünland“ nicht 
eingeschränkt. 
 
Für das entsprechend den Regeln des Bauge-
setzbuches “normale“ landwirtschaftlich privile-
gierte Bauen im Landschaftsschutzgebiet gilt das 
generelle Bauverbot nicht. 
 
Bei baulichen Neuanlagen, die die Anlagengrö-
ßen oder maßgebenden Leistungsgrenzen der 4. 
Verordnung zum BImSchG erreichen bzw. über-
schreiten, erteilt die untere Landschaftsbehörde 
eine Ausnahme von dem Bauverbot, wenn sie 
nach Standort und Gestaltung der Landschaft 
angepasst werden und der jeweilige Schutzzweck 
und andere Darstellungen des Landschaftsplanes 
nicht entgegenstehen. Siehe unter 

 
 

 Schulze Eistrup, H. u. H. Seite 66 



 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
2.2 F2 im Landschaftsplantext: 
Bauliche Erweiterungen, die die maßgebenden 
Leistungsgrenzen oder Anlagengrößen nicht 
erreichen, gelten als nicht betroffene Tätigkeit im 
LSG, d.h. das Bauverbot gilt hier nicht. Siehe 
unter 2.2 D8 im Landschaftsplantext. 
 
Die o.g. Ausführungen lassen erkennen, dass 
die Lage im LSG die Zukunftsfähigkeit eines 
Betriebes nicht behindert oder einschränkt. 
Den Bedenken wird nicht gefolgt. 
 
Gemäß § 15b der Verwaltungsgebührenordnung 
dürfen für Befreiungen und Ausnahmen keine 
Gebühren erhoben werden. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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5.1.67 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Heckenanpflanzungen bzw. Baumpflanzungen, 
die privates Eigentum in Anspruch nehmen, wer-
den auf freiwilliger Basis in Abstimmung mit dem 
Eigentümer im Rahmen des Vertragsnaturschut-
zes realisiert. 
Da es sich wie oben erwähnt ausschließlich um 
eine freiwillige Maßnahme handelt, bleibt die 
Festsetzung bestehen.  
Bei eventueller Umsetzung der Maßnahme sind 
Details und genaue Ausführung der Pflanzung 
festzulegen. 
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2.2.06 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Gebietsentwicklungsplan „Zentrales Münster-
land“ weist bis zur Kreisstraße 12 die Flächen als 
Bereiche zum Schutz der Landschaft aus. Dies ist 
in den Landschaftsplan übernommen worden. 
Die Abgrenzung bleibt daher bestehen. 
 
Der Bitte, den Gesprächsvermerk den Offenle-
gungsunterlagen beizulegen, wird entsprochen. 
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2.1.05 
4.15 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In Naturschutzgebieten ist die Umwandlung von 
Laub- in Nadelwald verboten. Dort, wo Nadel-
waldbestand ist, kann auch Nadelwald bleiben 
bzw. wieder nachgepflanzt werden. 
 
Die forstlichen Festsetzungen, wie z.B. 4.15, 
bestimmen bei Wiederaufforstung von Laubwald-
flächen die Verwendung von nur heimischen und 
standortgerechten Baum- und Straucharten. 
 
Sollte aus betriebswirtschaftlichen Gründen eine 
Umnutzung der Grünlandflächen notwendig wer-
den, so müsste von der unteren Landschaftsbe-
hörde eine Befreiung gemäß § 69 Landschafts-
gesetz NRW erteilt werden. 
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2.2.05 
 
 
 
 
 
2.1.08 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.08 
4.24 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Fläche ist von der Bezirksstelle für Agrar-
struktur in Münster als nicht umbruchwürdig kar-
tiert und in den Landschaftsplan übernommen 
worden. Die Festsetzung bleibt bestehen. 
 
 
Die Bedenken werden zur Kenntnis genommen. 
Bei den Vorhaben, die nach dem BImschG ge-
nehmigt werden, ist generell zu prüfen, ob emp-
findliche Biotope (nicht näher definiert) durch 
Ammoniakimmissionen ab einem festgelegten 
Grenzwert beeinträchtigt werden. Das bedeutet, 
dass die Nähe zum Wald, ob eine Schutzge-
bietsausweisung vorliegt oder nicht, eine Geneh-
migung des Vorhabens erschweren kann. 
 
 
Für den Bundesgerichtshof haben Naturschutz-
festsetzungen im allgemeinen, die lediglich den 
bisherigen Status quo der Grundstücksnutzung 
festlegen, dem Eigentümer also keine bisher 
schon ausgeübte Nutzungsbefugnis wieder neh-
men, nur eine potentielle Nutzungsmöglichkeit, 
keine enteignende Wirkung und sind entschädi-
gungslos hinzunehmen. 
Die Festsetzung bleibt bestehen. 
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2.1.06 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist das Naturschutzgebiet (NSG) in seiner 
Gesamtheit zu betrachten und zu charakterisie-
ren. 
Der Schutzzweck wird somit nicht für jeden ein-
zelnen Teilbereich neu definiert, sondern bezieht 
sich auf das gesamte Gebiet. Für das NSG „Kes-
tenbusch“ liegen, wie in den textlichen Darstel-
lungen ausgeführt, sowohl ökologische und na-
turwissenschaftliche, naturkundliche, naturge-
schichtliche als auch ästhetische Schutzgründe 
vor. 
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Es ist darauf hinzuweisen, dass es nach 
SCHINK, A., Naturschutz und Landschaftspfle-
gerecht NRW, 1989, S.349, für die Festsetzung 
eines NSG’s ausreicht, wenn einer der in §20 
Satz 1 LG NRW genannten Schutzgründe gege-
ben ist. Eine Kumulierung der Schutzvorausset-
zungen verlangt das Gesetz nicht, diese stehen 
vielmehr gleichwertig nebeneinander. 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 
 
Die Aufnahme der südwestlichen Festsetzung 
des Bachverlaufs in das Naturschutzgebiet „Kes-
tenbusch“ ist eine logische Konsequenz und 
drängt sich bereits bei der Beachtung der Deut-
schen Grundkarte auf und erhärtet sich bei der 
Begehung vor Ort. Es handelt sich hier um einen 
recht naturnahen Bachverlauf mit einer durchge-
henden geschlossenen Ufergehölzvegetation 
und zum Teil ausgeprägten Böschungskanten. 
 
Die Einbeziehung eines 10 m breiten Saumes 
östlich und westlich des Baches ist als Puffer-
streifen für das Gewässer vorgesehen. 
Die feuchte Fläche im Westen des Naturschutz-
gebietes südlich des Baches und nördlich des 
K12 ist im Frühjahr mit Sumpfdotterblumen be-
standen. 
 
Die Festsetzung als Naturschutzgebiet ist daher 
aus Gründen des Biotop- und Artenschutzes 
bzw. zur Erhaltung von Lebensgemeinschaften 
oder Biotopen bestimmter wildlebender Tier- und 
Pflanzenarten vorgenommen worden. Da der 
südwestliche Bachverlauf im ökologisch-
räumlichen Kontext zum unteren Bachverlauf 
steht ist die Einbeziehung in das Naturschutzge-
biet auch aus Gründen des Biotopverbundes 
notwendig. 
 
Das Vorhandensein eines Uferstreifens ist be-
grüßenswert und dem Gewässer zuträglich, 
macht aber die Ausweisung als Naturschutzge 

 
 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
biet nicht überflüssig, da es, wie bereits oben 
erwähnt, um weitere naturschutzfachliche Aspek-
te, wie den Biotopverbund, geht. 
 
 
Landwirtschaftliche Bewirtschaftungseinschrän-
kungen, bis auf das Verbot des Grünlandum-
bruchs, gibt es für Acker- und Grünlandflächen 
im Naturschutzgebiet nicht. Im vorliegenden Fall 
handelt es sich um ca. 10 m breite Saumstreifen 
östlich und westlich des Baches bzw. im süd-
lichsten „Zipfel“ um eine 30 m schmale Nutzflä-
che. 
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2.4.09 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.08 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die sehr hängige Grünlandfläche ist von der 
Bezirksstelle für Agrarstruktur als „nicht um-
bruchwürdiges Grünland“ kartiert worden. Es 
handelt sich um Dauergrünland mit einer mittler-
weile selten gewordenen Grünlandartenzusam-
mensetzung, die absolut erhaltens- und schüt-
zenswert ist. 
Die Festsetzung bleibt daher bestehen. 
 
 
Der Forderung wird gefolgt.  
Die Ackerfläche in der Gemarkung Nottuln, Flur 
73, Flurstück 39 wird aus dem Naturschutzgebiet 
2.1.08 herausgenommen.  
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5.1.26 
 
 
 
 
 
 
2.2.04 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung bleibt bestehen. Heckenanpflan-
zungen bzw. Baumpflanzungen, die privates 
Eigentum in Anspruch nehmen, werden auf frei-
williger Basis in Abstimmung mit dem Eigentümer 
im Rahmen des Vertragsnaturschutzes realisiert. 
 
 
Dem Wunsch wird nicht entsprochen. 
Im Landschaftsschutzgebiet gibt es keine in die 
Arbeitsweise der Landwirte eingreifende Verbote. 
Die ordnungsgemäße landwirtschaftliche und 
forstwirtschaftliche Bodennutzung gilt als nicht 
betroffene Tätigkeit. Die Bewirtschaftungsweise 
der landwirtschaftlichen Nutzflächen im LSG ist 
abgesehen von dem „nicht umbruchwürdigen 
Grünland“ nicht eingeschränkt. 
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Stellungnahme von Herrn Christof Timmer 
Holsterbrink 6, 48249 Dülmen 
 
eingereicht durch Herrn Maas, F.J. (vgl. lfd. Nr. 21) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.04 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem Vorschlag wird nicht entsprochen. 
„Zweck der Unterschutzstellung ist die Erhaltung 
des Landschaftsbildes. Dabei ist eine Gesamtbe-
trachtung anzustellen: Da Landschaftsschutz 
Flächenschutz ist, ist nicht entscheidend, dass 
jedes einzelne Grundstück des Schutzgebietes 
auch selbst die Qualitätsanforderung erfüllt. 
Landschaftsschutzgebiete bilden vielmehr op-
tisch eine Einheit; in einer flächenmäßig zu 
schützenden Landschaft befinden sich in der 
Regel immer Grundstücke, die für sich betrachtet 
nicht schutzwürdig sind. Bei dieser Sachlage 
würde es dem Sinn des Flächenschutzes wider-
sprechen, diese vom Schutz auszunehmen. ...“ 
aus Schink, A., Naturschutz- und Landschafts-
pflegerecht NRW, 1989, S. 357. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Unter 2.2. F Nr. 1a ist im Text festgesetzt, dass 
die untere Landschaftsbehörde auf Antrag eine 
Ausnahme für die Neuanlage von Dränagen 
erteilt, wenn sie der ordnungsgemäßen landwirt-
schaftlichen Bodennutzung dienen.  
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Anmerkung der Verwaltung: 
Das Protokoll ist von Herrn Christof Timmer, 
Holsterbrink 6, 48249 Dülmen, mit unterzeich-
net worden. 
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2.1.08 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein zusätzlicher bürokratischer Aufwand wird 
nicht gesehen. Allein für die Neuanlage von be-
festigten Holzlagerplätzen und Forstwirtschafts-
wegen ist ein Antrag auf Ausnahme zu stellen. 
Diese Maßnahme muss heute schon beim Forst-
amt angezeigt werden. 
Die Größe alleine ist nicht der ausschlaggebende 
Faktor für die Unterschutzstellung des Gebietes. 
Wobei eine zusammenhängende Waldfläche der 
vorliegenden Größenordnung für das Münster-
land schon sehr bedeutsam ist. Es handelt sich 
zum Teil um hallenartige, naturnahe, altholzreiche 
Buchenwälder, die ein Restvorkommen der po-
tentiellen natürlichen Vegetation darstellen und 
von besonderer Bedeutung für das landesweite 
Biotopverbundsystem (Münsterländisches Park-
landschaftsnetz) sind. 
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4.20 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dies betrifft lediglich die NSG, die auch gleichzei-
tig FFH-Gebiete sind, da für die FFH-Gebiete ein 
Sofortmaßnahmenkonzept erstellt werden muss, 
welches die Grundlage der langfristigen Wald-
entwicklung darstellt. Das Naturschutzgebiet 
2.1.08 ist aber kein FFH-Gebiet (Natura 2000 
Gebiet). 
 
 
 
s. oben 
Die waldbaulichen Regelungen betreffen nur die 
Natura 2000 Gebiete, also nicht das NSG 2.1.08. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemäß § 35 Abs.2 LG NRW überwacht die unte-
re Forstbehörde die Einhaltung der Gebote und 
Verbote nach Absatz 1 LG NRW. Sie kann im 
Einvernehmen mit der unteren Landschaftsbe-
hörde die nötigen Anordnungen treffen. Bezüg-
lich der Beschränkung des Kahlhiebes auf 0,3 ha 
zusammenhängender Waldfläche innerhalb von 
3 Jahren wird ergänzt, dass das Forstamt im 
Einzelfall zur Vermeidung von forstlichen Kalami-
täten im Einvernehmen mit der unteren Land-
schaftsbehörde Ausnahmen zulassen kann. 
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Der Erhalt von Altholz ist nur in den FFH-
Lebensraumtypen der Natura 2000 Gebieten 
festgesetzt. Dies gilt also nicht für das NSG 
2.1.08. 
 
Der Status quo des Gebietes ist gesichert. 
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Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wie bei allen Bauvorhaben im Außenbereich sind 
an erster Stelle die Vorgaben des Baurechts zu 
beachten. 
 
Das genannte Flurstück befindet sich außerhalb 
jeglicher Schutzgebiets- und sonstiger Festset-
zungen des Landschaftsplanes „Rorup“. 
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Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

46 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1.34 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Heckenanpflanzungen bzw. Baumpflanzungen, 
die privates Eigentum in Anspruch nehmen, 
werden auf freiwilliger Basis in Abstimmung mit 
dem Eigentümer im Rahmen des Vertragsnatur-
schutzes realisiert. 
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Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

47 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1.76 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung bleibt bestehen. Heckenanpflan-
zungen bzw. Baumpflanzungen, die privates 
Eigentum in Anspruch nehmen, werden auf frei-
williger Basis in Abstimmung mit dem Eigentümer 
im Rahmen des Vertragsnaturschutzes realisiert. 
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Nr. 

 
Anregungen / Bedenken 

 
Festsetz.-

Nr. 

 
Beschlussvorschlag 

 
Beschluss 

     
 

48 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
5.1.43 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung bleibt bestehen. Heckenan-
pflanzungen bzw. Baumpflanzungen, die pri-
vates Eigentum in Anspruch nehmen, werden 
auf freiwilliger Basis in Abstimmung mit dem 
Eigentümer im Rahmen des Vertragsnatur-
schutzes realisiert. 
 
 
Die Umsetzung der Maßnahme müsste so 
erfolgen, dass eine Zuwegung der Fläche 
natürlich auch weiterhin gegeben ist. 
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